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Baugrund auf Zeit vergeben darüber hinausgehen, wie z.B. Gar­
tenanlagen, oder bei gewerblichen 
Objekten auf Lagerplätze, Parkplät­
ze usw. Voraussetzung ist allerdings, 
dass das Bauwerk wirtschaftlich be­
trachtet die Hauptsache bleibt. Mit 
dieser Einschränkung sollte das Wie­
deraufleben der Erbpacht bei land­
wirtschaftlichen Grundstücken ver­
mieden werden.

Das Erbbaurecht erfreut sich bei Landwirten zunehmender Beliebtheit. Der 
Landwirt bleibt Grundeigentümer und gewährt einem Bauinteressenten ein 
zeitlich befristetes Baurecht. Worauf ist beim Vertragsabschluss zu achten?

augrundstücke sind vieler­
orts kaum noch bezahlbar, i

z
Dies liegt nicht zuletzt an der 1 

Knappheit der bereitgestellten Flä- | 
chen. Von Grundstückseigentümern £ 
besteht wenig Interesse, landwirt- 2 
schaftliche Flächen als Baulandflä­
chen abzugeben, weil die derzeitigen 
Bodenwertsteigerungen höher sind, 
als die Verzinsung des Kapitals, das 
durch einen Flächenverkauf erlangt 
werden kann. Hinzu kommen wäh­
rungspolitische Ängste und steuer­
rechtliche Hindernisse. Zur Lösung 
der Probleme bietet sich in vielen 
Fällen die Bestellung eines Erbbau­
rechts an.

Mit einem Erbbaurecht wird ein Knappes Bauland: Viele Landwirte wollen ihr Grundeigentum erhalten. 
Grundstück einem Anderen zum
Zwecke der Bebauung für eine ge- erstrecken. Sonderregelungen gibt es gen, Wohnungserbbaurechte bestellt
wisse Zeit überlassen, ohne das Ei- jedoch für Wohnungseigentumsrech- werden,
gentum am Grundstück aufzuge- te, also z.B. für Häuser mit mehreren
ben. Für die Überlassung erhält der Wohnungen, die eigentumsrechtlich nicht nur auf die unmittelbare
Grundstückseigentümer eine Vergü- aufgeteilt und für einzelne Wohnun- Baufläche, sondern kann auch weit
tung in Form des Erbbauzinses. Dies 
schont den Geldbedarf des Bauherrn, 
der keinen Bauplatz erwerben muss 
und vermittelt dem Grundstücksei­
gentümer eine laufende Einnahme, 
ohne das Eigentum am Grundstück 
aufgeben zu müssen.

Grundstück wird mit 
einem Baurecht belastet

Das Erbbaurecht ist ein eigen­
tumsgleiches Recht, dessen Entste­
hung und Inhalt im Wesentlichen 
im Erbbaurechtsgesetz geregelt ist.
Danach kann ein Grundstück in der 
Weise belastet werden, dass demje­
nigen, zu dessen Gunsten die Belas­
tung erfolgt, das veräußerliche und 
vererbliche Recht zusteht, auf dem 
Grundstück ein Bauwerk zu errich­
ten (§ 1 Erbbaurechtsgesetz). Das 
Vorhandensein eines Bauwerks oder 
die Errichtung eines Bauwerks auf 
dem Grundstück ist dabei zwingen­
de Voraussetzung. Dadurch unter­
scheidet sich das Erbbaurecht von 
der Erbpacht.

Die Bauwerke müssen aber nicht 
zwingend der Wohnbebauung die­
nen. So können auch gewerbliche 
Anlagen, landwirtschaftliche Ge­
bäude, aber auch Verkehrsbauwerke,
Versorgungsanlagen, Erschließungs­
anlagen, wie Straßen, Parkplätze,
Sportanlagen, Kinderspielplätze etc.
Gegenstand eines Erbbaurechtes sein.
Nicht möglich ist es, das Erbbaurecht 
nur auf einen Teil des Gebäudes zu

B Das Bauwerk verschmilzt 
nicht mit dem Grundstück

Während normalerweise bei ei­
ner Bebauung eines Grundstücks 
das Bauwerk gewissermaßen mit 
dem Eigentum am Grundstück ver­
schmilzt, erwirbt der Erbbauberech­
tigte hier Eigentum am Bauwerk. Das 
Bauwerk ist also nicht mehr wesent­
licher Bestandteil des Grundstücks, 
sondern wesentlicher Bestandteil des 
Erbbaurechts. Man ist also „Herr im 
eigenen Haus“. Grundsätzlich kann 
auch der Grundstückseigentümer für 
sich selbst ein Erbbaurecht bestellen. 
Dies kann dann sinnvoll sein, wenn 
ein Grundstück zunächst bebaut wird 
und später dann das Erbbaurecht mit 
dem Gebäude veräußert oder über­
tragen wird.

Auch ein Untererbbaurecht ist 
möglich. Davon wird z.B. Gebrauch 
gemacht, wenn Kommunen Bauland­
flächen im Wege des Erbbaurechts er­
werben und diese dann an Bauwillige 
in Parzellen weitergeben. In gleicher 
Weise kann sich anbieten, z.B. eine 
ehemalige Hofstelle an einen Bau­
träger im Wege des Erbbaurechtes zu 
übertragen, der von sich aus dann an 
einem zu errichtenden Wohn- und 
Geschäftshaus Wohnungs- bzw. Tei­
lerbbaurechte vergeben kann.

Das Erbbaurecht erstreckt sich

• Beim Erbbaurecht wird vom Eigentümer ein Grundstück an einen An­
deren zum Zwecke der Bebauung für eine gewisse Zeit überlassen.
• Das Erbbaurecht ist ein eigentumsgleiches Recht.
• Das Vorhandensein eines Bauwerks oder die Errichtung eines Bau­
werks auf dem Grundstück ist Voraussetzung.
• Typischerweise werden Regelungen für die Errichtung und die Instand­
haltung des Bauwerks getroffen.
• Endet die Laufzeit des Erbbaurechts, hat der Erbbauberechtigte An­
spruch auf Entschädigung für das zurückgelassene Bauwerk.

Fortsetzung auf Seite 46

Worauf ist beim Thema Erbbauzins zu achten?
Als Gegenleistung für die Bestel­
lung des Erbbaurechts wird ein 
Erbbauzins als wiederkehrende 
Leistung vereinbart. Früher waren 
auch die Vereinbarung von wieder­
kehrenden Sachleistungen wie z.B. 
Getreidelieferungen, Holzlieferung 
nicht unüblich. Heute sind monat­
liche oder jährliche Zahlungen üb­
lich. Rückständige Zinsen verjähren 
innerhalb von 3 Jahren.
Der Erbbauzins wird durch eine Ein­
tragung im Grundbuch abgesichert. 
Den Parteien ist es überlassen, die 
Rangstelle dieser Eintragung zu 
vereinbaren (z. B. erstrangig vor 
den Hypotheken oder Grundschul­
den). Gerade zur Absicherung im 
Falle einer Zwangsversteigerung

des Erbbaurechtes sollte dies der 
Regelfall sein. Das Erbbaurechts­
gesetz gibt nunmehr die Möglich­
keit eine Regelung zu treffen, mit 
der sichergestellt ist, dass der Erb­
bauzins auch im Falle einer Zwangs­
versteigerung des Erbbaurechts für 
den Grundstückseigentümer gesi­
chert ist.
Wichtig ist eine nachträgliche Än­
derung des Erbbauzinses vorzuse­
hen. Typisch sind deshalb Wertsi­
cherungsklauseln mittels derer der 
Erbbauzins z.B. an die Entwicklung 
der allgemeinen Lebenshaltungs­
kosten anknüpft. Allerdings gibt es 
hierfür Einschränkungen, wenn das 
Erbbaurecht für Wohnbauzwecke 
eingerichtet wurde. Dann besteht

ein Anspruch auf Erhöhung des Erb­
bauzinses nur, soweit dies unter Be­
rücksichtigung aller Umstände des 
Einzelfalls nicht unbillig ist. 
Unbilligkeit ist dann anzunehmen, 
wenn die nach der vereinbarten Be­
messungsgrundlage zu errechnen­
de Erhöhung über die seit Vertrags­
abschluss eingetretene Änderung 
der allgemeinen wirtschaftlichen 
Verhältnisse hinausgeht. Dann 
darf eine Erhöhung des Erbbauzin­
ses frühestens nach Ablauf von drei 
Jahren seit Vertragsabschluss und, 
wenn die Erhöhung des Erbbauzin­
ses bereits erfolgt ist, frühestens 
nach Ablauf von drei Jahren seit der 
letzten Erhöhung des Erbbauzinses 
geltend gemacht werden.

i
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Baugrund auf...
Fortsetzung von Seite 45 Vereinbarungen zum Heimfall des Erbbaurechts treffen

ten eine angemessene Vergütung 
für das Erbbaurecht zu gewähren 
(§ 32 Erbbaurechtsgesetz). So ist 
es z. B. durchaus gängig zu regeln, 
dass der Erbbauberechtigte eine 
Vergütung in Höhe von zwei Drittel 
des Verkehrswertes des Erbbau­
rechts im Zeitpunkt des Eintritts 
des Heimfalls verlangen kann. Da­
von abzuziehen sind dann die Be­
träge, die zur Ablösung der auf das 
Erbbaurecht eingetragenen Grund­
pfandrechte benötigt werden. Der 
Anspruch kann sogar gänzlich aus­
geschlossen werden, soweit das 
Erbbaurecht nicht zur Befriedigung 
des Wohnbedürfnisses minderbe­
mittelter Bevölkerungskreise be­
stellt wurde.
Beim Heimfall bleiben allerdings 
Hypotheken, Grundschulden und 
Reallasten, die für das Erbbaurecht 
bestellt wurden bestehen, deshalb 
ist eine entsprechende Berücksich­
tigung schon bei der Heimfallent­
schädigung geboten. Ebenso blei­
ben z. B. Mietverträge bestehen, 
denn grundsätzlich ist das errich­
tete Bauwerk selbstverständlich 
auch vermietbar.

Das Erbbaurecht kann veräußert 
werden, es kann vererbt werden und 
es kann auch zum Zwecke der Finan­
zierung belastet werden mit Grund­
pfandrechten, wie Grundschulden, 
Hypotheken etc. Für welche Dauer 
das Erbbaurecht eingeräumt wird, 
schreibt das Gesetz nicht vor. Dies 
ist im Erbbaurechtsvertrag zu re­
geln. Häufig werden 99 Jahre verein­
bart. Zwingend ist dies jedoch nicht. 
Nicht zulässig ist es, das Erbbau­
recht durch auflösende Bedingungen 
(z. B. Nichtzahlung des Erbbauzin­
ses oder Verkauf des Erbbaurechts) 
zu beschränken.

Der wesentliche Inhalt des Erbbau­
rechts wird durch den Erbbaurechts­
vertrag - der einer notariellen Form 
bedarf - bestimmt. Zum Inhalt des 
Erbbaurechtsvertrags gehören Ver­
einbarungen des Grundstückseigen­
tümers und des Erbbauberechtigten 
über die Errichtung, die Instandhal­
tung und die Verwendung des Bau­
werks. Die Regelungen können so­
wohl den Umfang, die Art und Weise 
der Bebauung, die Nutzung, wie auch 
die Zulässigkeit baulicher Verände­
rungen, umfassen. Diese Regelungen 
sind für beide Seiten wichtig, da auch 
der Grundstückseigentümer wissen 
muss, was an ihn nach Ablauf der 
vereinbarten Zeit zurückfällt oder 
im Falle des Heimfalles von ihm ab­
zulösen ist.

Besondere Bedeutung kommt der 
Regelung des sogenannten Heim­
falles zu. Darunter versteht man die 
Verpflichtung des Erbbauberechtig­
ten, das Erbbaurecht beim Eintre­
ten bestimmter Voraussetzungen 
auf den Grundstückseigentümer 
zu übertragen.
Als Heimfallgründe können so z. B. 
Zahlungsunfähigkeit oder Über­
schuldung des Erbbauberechtigten, 
Zwangsverwaltung oder Zwangsver­
steigerung des Erbbaurechts sein. 
Nichtzahlung von Erbbauzinsen al­
lerdings nur dann, wenn der Erb­
bauberechtigte mit dem Erbbauzins 
mindestens in Höhe zweier Jahres­
beträge im Rückstand ist (§ 9 Abs. 
4 Erbbaurechtsgesetz).
Zulässig ist es auch, den Heimfall 
vorzusehen bei Nichterfüllung der 
erbbaurechtsvertraglichen 
pflichtungen, also z. B. wenn das 
Gebäude anders genutzt wird, wie 
im Erbbaurechtsvertrag vereinbart 
oder bei einem Verstoß gegen das 
Verbot der wesentlichen Verände­
rungen des Gebäudes, der Verlet­
zung der Verpflichtung zur Versiche­
rung des Bauwerks und vieles mehr.

Auch lässt sich regeln, dass der 
Tod des Erbbauberechtigten zu ei­
nem Heimfallanspruch führen soll. 
Damit kann die Vergabe eines Erb­
baurechts auch innerhalb der Fami­
lie als Gestaltungselement für er­
brechtliche Regelungen, aber auch 
z. B. zur Abfindung weichender Er­
ben etc. genutzt werden.

Heimfall geltend machen
Tritt ein Fall ein, der den 
Grundstückseigentümer berech­
tigt, den Heimfall zu verlangen, so 
muss erdiesen Anspruch innerhalb 
von sechs Monaten ab Kenntnis 
vom Vorhandensein der Heimfall­
voraussetzungen geltend machen. 
Wenn er keine Kenntnis hat, längs­
tens in zwei Jahren vom Eintre­
ten der Voraussetzungen an (§ 4 
Erbbaurechtsgesetz).

Wird der Anspruch auf Heimfall 
geltend gemacht, geht das Erb­
baurecht auf den Grundstücks­
eigentümer oder auf einen vom 
Grundstückseigentümer zu benen­
nenden Dritten über.
Dafür hat der Grundstückseigen­
tümer aber dem Erbbauberechtig-

Ver-

das Gebäude bleibt allerdings beim 
Erbbauberechtigten.

Zur Absicherung der Einhal­
tung des Erbbaurechtsvertrages 
können auch - als milderes Mittel 
- Vertragsstrafen vereinbart wer­
den. Typisch sind dabei Vertrags­
strafen z.B. für eine Nutzungs­
änderung des Bauwerks trotz 
vereinbarten Zustimmungserforder­
nisses des Grundstückseigentümers 
oder nicht gehöriger Erfüllung der 
Instandhaltungsverpflichtung.

Kaufpreis von vorneherein festgelegt 
oder Regelungen zur Anpassung des 
Kaufpreises, zur Ausübungsfrist etc. 
getroffen werden. Auch umgekehrt 
kann eine Ankaufsverpflichtung des 
Erbbauberechtigten, also eine Kauf­
zwangklausel aufgenommen werden.

Regelungen zum Verkauf 
des Erbbaurechts

In Erbbaurechtsverträgen fin­
den sich meist Regelungen, wonach 
der Erbbauberechtigte zur Veräuße­
rung des Erbbaurechts der Zustim­
mung des Grundstückseigentümers 
bedarf. Der Grundstückseigentümer 
hat regelmäßig ein Interesse daran, 
wer Inhaber des Erbbaurechtes ist, da 
davon ja mitunter die Erfüllung der 
Vertragspflichten abhängig ist. Aus 
dem gleichen Motiv kann vereinbart 
werden, dass der Erbbauberechtigte 
zur Belastung des Erbbaurechts mit 
einer Hypothek, Grund- oder Ren­
tenschuld oder einer Reallast der Zu­
stimmung des Grundstückseigentü­
mers bedarf.

Der Grundstückseigentümer hat 
regelmäßig ein Interesse, dass das 
Erbbaurecht nicht übermäßig belas­
tet wird, da im Falle des Heimfalles 
diese Belastungen erhalten bleiben. 
Ist ein solches Zustimmungserfor­
dernis im Erbbaurechtsvertrag ge­
regelt worden, so sind Verfügungen

wirtschaftlichen Betriebes sollte man 
daran denken, Duldungspflichten des 
Erbbauberechtigten bezüglich sol­
cher Belastungen zu regeln.

Des Weiteren gehören in einen 
Erbbaurechtsvertrag Regelungen zur 
Versicherung des Gebäudes, da der 
Grundstückseigentümer ein Interes­
se an der wirtschaftlichen Absiche­
rung des Erbbaurechts im Schadens­
fall und damit auch des Erbbauzinses 
hat. Es kann geregelt werden, wer 
die Versicherungen (besonders Feu­
er, Sturm, Leitungswasser, Glasbruch 
usw.) abzuschließen hat, welchen In­
halt die Verträge (z. B. Neuwert oder 
Zeitwert) haben und wem der Ent­
schädigungsanspruch gegen den Ver­
sicherer zustehen soll. Einher geht 
damit auch eine Regelung für eine 
Pflicht zum Wiederaufbau im Falle 
der Zerstörung des Bauwerks.

Auch Grundsteuer und 
Erschließung regeln

Ebenso zu regeln ist die Tragung 
der öffentlichen und privaten Las­
ten und Abgaben, wie z. B. Grund­
steuer, Erschließungskosten, An­
schlussgebühren etc. Fehlen solche 
Vereinbarungen, so verbleibt es bei 
der gesetzlichen Regelung, wonach 
der Grundstückseigentümer die auf 
das Grundstück entfallenden Lasten 
zu tragen hat. Die Grundsteuer für

Regeln zu Errichtung 
und Instandhaltung

Typischerweise werden Regelun­
gen für die Errichtung des Bauwerks 
getroffen, so z. B., dass dieses tech­
nisch einwandfrei, unter Verwen­
dung normgerechter Baustoffe und 
unter Einhaltung der einschlägigen 
bei Bauerrichtung geltenden DIN- 
Vorschriften bezugsfertig bis zu ei­
nem definierten Zeitpunkt herzu­
stellen ist. Ähnliches gilt für die 
Instandhaltung des Bauwerks. Hier­
durch wird der Erbbauberechtigte 
verpflichtet, das Bauwerk in einem 
guten, seinem Zweck entsprechen­
den Zustand zu erhalten und anfal­
lende Reparaturen und Erneuerun­
gen unverzüglich auf eigene Kosten 
vorzunehmen. Zudem werden meist 
ähnlich wie in einem Mietvertrag, 
z.B. jährliche Besichtigungsrechte 
vereinbart.

Erbbaurechte werden häufig von 
kirchlichen oder kommunalen Eigen­
tümern vergeben. Im Vertrag werden 
dann auch Abmachungen mit sozi­
aler, wirtschaftlicher oder ideeller 
Zielsetzung getroffen. Im Umfeld ei­
nes vielleicht emissionslastigen land-

I
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Jahre beträgt die typische 
Laufzeit eines Erbbaurechts

Zugunsten des Erbbauberechtigten 
kann ein Vorrecht auf Erneuerung 
des Erbbaurechts nach Ablauf zuge­
standen werden. Es handelt sich ge­
wissermaßen um ein Vorkaufsrecht, 
das dann eingreift, wenn der Eigentü­
mer mit einem Dritten einen Vertrag 
über Bestellung eines Erbbaurechts 
an dem Grundstück geschlossen hat. 
Häufig will der Erbbauberechtigte die 
Möglichkeit eingeräumt haben, das 
Erbbaurechtsgrundstück noch zu er­
werben. Dies kann durch die Verein­
barung eines Ankaufsrechts bewerk­
stelligt werden. Hier kann z. B. der
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des Erbbauberechtigten, also z.B. eine auch hier der Erbbauberechtigte die Besteht eine Entschädigungs­
Weiterveräußerung des Erbbaurechts Zustimmung des Grundstückseigen- pflicht, so kann der Grundstücksei- 
so lange unwirksam, wie die Zustim- tümers zu einer solchen Belastung gentümer diese dadurch abwenden, 
mung nicht erteilt ist (§ 6 Abs. 1). verlangen. Nötigenfalls wird der Erb dass er ein Angebot auf Verlänge- 

Allerdings gilt dieses Zustim- bauberechtigte durch einen Antrag rung abgibt. Dem Erbbauberech- 
mungserfordernis auch nicht unein- an das zuständige Amtsgericht die tigten dagegen steht kein Anspruch 
geschränkt. Ist nämlich anzunehmen, verweigerte Zustimmung des Grund- auf Verlängerung zu. Nicht mög- 
dass durch die Veräußerung der mit Stückseigentümers ersetzen lassen. lieh ist die Aufnahme einer Ver- 
der Bestellung des Erbbaurechts ver- pflichtung zum Abriss des Gebäudes

Wie geht es nach Ablauf durch den Erbbauberechtigten auf 
der 99 Jahre weiter? Verlangen des Eigentümers in einen

Ist die Bestellungszeit für das Erb- Erbbaurechtsvertrag, 
für eine ordnungsgemäße Erfüllung baurecht abgelaufen so erlischt das Die Gestaltung eines den Betei­
der sich aus dem Erbbaurechtsinhalt Erbbaurecht. Der Erbbauberechtigte ligten gerecht werdenden Erbbau­
ergebenden Verpflichtungen bietet, hat dann einen Anspruch gegen den rechtsvertrages liegt in den Händen 
so kann der Erbbauberechtigte ver- Grundstückseigentümer auf Ent- der Notare. Dabei sollte darauf ge­
langen, dass der Grundstückseigen- Schädigung für das zurückgelassene achtet werden, zukünftige Konflik- 
tümer die Zustimmung zur Veräuße- Bauwerk. Auch hier können schon te durch möglichst genaue und um-

im Erbbaurechtsvertrag Regelungen fassende Regelungen zu vermeiden. 
Ähnliches gilt für die Zustimmung über die Höhe, die Art und Weise der Dann ist die Erbbaurechtsbestellung 

für die Belastung mit Hypotheken-, Ermittlung wie auch der Zahlung ge- ein durchaus probates Mittel, um 
Grund- und Rentenschulden. Ent- troffen werden. Wie beim Heimfall ohne Aufgabe des Eigentums Erträge 
spricht eine solche Belastung den Re- ist ein Ausschluss der Entschädigung aus Baulandgrundstücken zu erzie- 
geln einer ordnungsgemäßen Wirt- möglich, sofern nicht das Erbbau- len. Welche steuerrechtlichen Aspek- 
schaft und wird dadurch der Zweck recht zur Befriedigung des Wohnbe- te zu beachten sind, wird im nächs- 
des Erbbaurechts nicht wesentlich dürfnisses minderbemittelter Bevöl- ten Heft erläutert. Josef Deuringer 
beeinträchtigt oder gefährdet, kann kerungskreise bestellt wurde.

Erbpacht gibt 
es nicht mehr
Das Wort Erbpachtrecht wird im 
Sprachgebrauch häufig fälsch­
lich für Erbbaurecht verwendet. 
Unter Erbpacht verstand man 
ein dingliches Nutzungsrecht an 
einem landwirtschaftlich genutz­
ten Grundstück.
Erbpachtrechte sind aufgrund 
eines Reichsgesetzes von 1938 
zum 1.1.1939 erloschen. Sie 
können nicht mehr neu be­
gründet werden. Zulässig blei­
ben Pachtverträge, die auch 
z.B. für die Dauer von 99 Jah­
ren abgeschlossen werden kön­
nen. Allerdings muss man sich 
dabei bewusst sein, dass auch 
ein solcher Vertrag nach 30 Jah­
ren kündbar ist und daher nicht 
das historische Erbpachtrecht 
ersetzt.

folgte Zweck nicht wesentlich beein­
trächtigt oder gefährdet und dass die 
Persönlichkeit des Erwerbers Gewähr

rung erteilt.

I

Fachanwalt für Agrarrecht, Augsburg

nen Einkommensschichten und aus 
Berufen, die die lokale Versorgung si­
chern, ein Wohnrecht ermöglichen. 
Der Gemeinderat beschloss im wei­
teren Verlauf, dass der Verein einen

aS&MBÜi Genossenschaft das Vorhaben reali- 
5 siert werden solle und folgte diesem

Die Gemeinde hat nun einen Ver- 
® S trag mit der ausgewählten Wohnbau- 
H § genossenschaft abgeschlossen und si­
B chert so der Wohnbaugenossenschaft 
w den Anspruch zu Bauen gewisserma- 
H ßen ab.

Das Erbbaurecht in der Praxis
Landwirt stellt 1 ha für ein Wohnbauprojekt in der Gemeinde Wörthsee bereit

m Osten von München, an der 
A 96 gelegen, liegt die Gemein­
de Wörthsee. Vor einigen Jahren 

setzte sich die Gemeinde Wörthsee 
unter der Leitung der Bürgermeis­
terin Christel Muggenthal mit der 
Frage auseinander, wie man bezahl­
baren Wohnraum schaffen könne. 
Ein örtlicher Landwirt signalisierte 
die Bereitschaft, auf einem Grund­
stück von knapp 1 ha Wohnbebau­
ung zu ermöglichen. Bedingung des 
Landwirts als Grundstückseigentü­
mer: Der neu geschaffene Wohnraum 
soll der einheimischen Bevölkerung 
dauerhaft und zukunftsweisend be­
zahlbar zur Verfügung stehen. Die 
Entstehung von „klassischen“ Eigen­
tumswohnungen schied aus.

Man fasste daraufhin ein Erb­
baurecht ins Auge. Die Gemeinde 
Wörthsee wollte dabei nicht selbst als 
Erbbauberechtigte fungieren. Nach 
einer Orientierungsphase kristalli­
sierte sich heraus, dass hier genos­
senschaftlicher Wohnungsbau reali­
siert werden solle. Beratend steht in 
der Region München den interessier­
ten Kommunen bei solchen Projek­
ten die „mitbauzentrale münchen“ 
als zentrale Anlaufstelle für gemein­
schaftsorientierte Wohnprojekte zur 
Verfügung.

Die Besonderheit von Wohnbau­
genossenschaften liegt darin, dass 
Wohngebäude als Gemeinschafts-

I
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Am Ende schließt der Grundstücks­
eigentümer mit der Genossenschaft 
einen Erbbaurechtsvertrag auf die 
Dauer von 99 Jahren nach den in­
haltlichen Vorgaben der Gemeinde 
(Vorrang Einheimischer, Vorschlag 
zu Belegungsrechten, Mietdeckel 

baurecht für eine Genossenschaft zur bei Erstmiete und Mietentwicklung, 
Verfügung steht und dadurch bezahl- etc.).
barer Wohnraum, vorzugsweise für Das Projekt ist geeignet, allen Be- 
die lokale Bevölkerung entsteht. Die teiligten gerecht zu werden und birgt 
Gemeinde schafft dafür andererseits viele Vorteile. Die Gemeinde unter-
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Erbbaurecht: Landwirt stellt Gemeinde Wörth 1 ha zur Verfügung.

eigentum errichtet und unterhalten 
werden. Zweck der Genossenschaft 
ist die „Selbsthilfe“ und damit die 
wirtschaftliche Förderung ihrer Mit­
glieder, die Miteigentümer und Nut­
zer zugleich sind. Aus dem Vermö­
gen der Genossenschaft wird keine 
Rendite erwirtschaftet. So wird Bau­
grund und Wohnraum vor Spekula­
tionen geschützt und kostengünsti­
ger Wohnraum gesichert.

Die Gemeinde Wörthsee und der 
Grundstückseigentümer wählten fol­
gendes Vorgehen: Der Grundstücks­
eigentümer erteilte der Gemeinde 
eine auf zwei Jahre befristete Voll­
macht. Inhalt dieser Vollmacht ist 
einerseits, dass das Grundstück für 
die Entwicklung im späteren Erb-

das Baurecht, macht konkrete Vor- stützt die langfristige Schaffung von 
gaben für das Projekt und wählt eine bezahlbarem Wohnraum. Der Land­
Genossenschaft aus. wirt bleibt Grundstückseigentümer 

Vor Ort gründete sich schließlich und erhält mit dem Erbbauzins eine 
der Verein „Wohnen im Teilsrain jährlich wiederkehrende Zahlung. 
e.V.“, der Interesse an genossenschaft- Die Wohnbaugenossenschaft kann 
lichem Wohnen signalisierte. In Zu- ein weiteres Projekt realisieren. Und 
sammenarbeit mit diesem Verein er- die zukünftigen Bewohner haben die 
arbeitete die Gemeinde die Kriterien Vorzüge, die Wohnen im Ballungs- 
für das Zukunftswohnprojekt. Es sol- raum München mit sich bringt, ver- 
len beispielsweise verschiedene Ge- bunden mit einem dauerhaft mo-
nerationen zusammen leben. Es soll deraten Nutzungsentgelt für ihre
einen Spiegel der Gesellschaft abbil- Wohnungen. Richeza Herrmann 
den und Menschen aus verschiede-
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